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Planzeichnung und Planzeichen

Planzeichen Nr. 15.8 in Kombination mit Planzeichen 13.2.2 :
"Von Bebauung freizuhaltende Fläche mit Bindung für den Erhalt von
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen"
Darstellung als Planzeichen 15.8 in schwarz.

Bauplanungsrechtliche Festsetzungen 

1. Die maximal überbaubare Grundfläche (GR) für den Hauptbaukörper beträgt
 für Parzelle 1 :   160qm,
 für Parzelle 2 und 3 : 140qm.

 Die maximal überbaubare Grundfläche für Garagen beträgt 50qm.

2. Kellergeschosse sind nur ausnahmsweise zulässig
 (sh. Festsetzungen zum naturschutzfachlichen Ausgleich Nr. 5).

3. Die Oberkante der Bodenplatten von Garagen und die Oberkante von
Bodenplatten bzw. Kellerdecken von Wohngebäuden auf den Parzellen 2 und 3
darf eine maximale Höhe von 690,70 m über Normal-Null nicht überschreiten.
Eine flächige Auffüllung des natürlichen Geländeniveaus der tiefergelegenen
Grundstücksbereiche bis zur angegebenen Maximalhöhe ist nicht zulässig.

 Die geplanten Höhen sind in den Bauvorlagen durch einen Geländeschnitt
nachzuweisen. Die Zulässigkeit der geplanten Höhen unterliegt - unbeachtlich der
angegebenen Maximalhöhe - zusätzlich der fachlichen Beurteilung durch die
Gemeinde und das Landratsamt im Baugenehmigungsverfahren.

Festsetzungen zu Grünordnung, Freiflächengestaltung,
Minderungs- und Vermeidungsmaßnahmen

1. Die nicht überbauten Flächen des Baugrundstückes,
 mit Ausnahme der Flächen für Stellplätze, Zufahrten und Zugänge,
 sind zu begrünen und in dieser Weise zu erhalten.

2. Die Oberflächen von Stell- und Garagenvorplätzen sowie Grundstückszufahrten
sind sickerfähig aus wasserdurchlässigem

 Material zu errichten. Asphaltdecken oder geschlossene
 Pflasterbeläge sind unzulässig.

3. Im Bereich der "von Bebauung freizuhaltenden Fläche mit Bindung zum
 Erhalt von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen" sind
 vorhandene heimische und standortgerechte Gehölze auf Moorboden
 einschließlich der krautigen Vegetation dauerhaft zu erhalten.

Verfahrensvermerke

1. Der Gemeinderat von Inzell hat in der Sitzung vom ................... die Änderung
 der Satzung beschlossen.
 Die Satzungsänderung wurde am ...................... ortsüblich bekanntgemacht.

 Gemeinde Inzell, den ...........................
 
 ............................ (Egger, 1. Bürgermeister)

2. Der Änderungsentwurf in der Fassung vom ................ wurde mit der Begründung
 gemäß §3 Abs.2 BauGB in der Zeit vom .................. bis ....................... in der
 Gemeindeverwaltung öffentlich ausgelegt.

 Gemeinde Inzell, den ...........................
 
 ............................ (Egger, 1. Bürgermeister)

3. Zum Entwurf der Satzungsänderung in Fassung vom .................... wurden die Träger
 öffentlicher Belange gem §4 BauGB in der Zeit vom .................... bis ....................
 beteiligt.

 Gemeinde Inzell, den ...........................
 
 ............................ (Egger, 1. Bürgermeister)

4. Die Gemeinde Inzell hat mit Beschluss des Gemeinderats vom .................... die
 Satzungsänderung in der Fassung vom ....................... beschlossen.

 Gemeinde Inzell, den ...........................
 
 ............................ (Egger, 1. Bürgermeister)

5. Der Beschluss der Satzungsänderung wurde am .................. gem. §10 Abs. 3 BauGB
 ortsüblich bekanntgemacht. Die Satzung mit Begründung wird seit diesem Tag
 zu den üblichen Dienststunden in der Gemeindeverwaltung Inzell zu jedermanns
 Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben.
 Die Ortssatzung ist damit wirksam.

 Gemeinde Inzell, den ...........................
 
 ............................ (Egger, 1. Bürgermeister)

Luftbild

Planzeichnung M. 1/1000Übersicht M. 1/5000

Zeichenerklärung für die Festsetzungen

Zeichenerklärung für die Hinweise

Baugrenze
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SATZUNG GEMEINDE INZELL "AM SULZBACH" ÄNDERUNG NR. 01

Festsetzungen zum naturschutzfachlichen Ausgleich
für nach §30 BNatSchG geschützte Flächen

1. Der erforderliche Ausgleich von 1120 qm wird auf der im Plan eingetragenen
Fläche auf den Flurnummern 1242 TF und 1240/2 TF erbracht.

 Diese Fläche liegt im mit "Geltungsbereich B" bezeichneten Teil der Satzung.

2. Entwicklungsziel auf den Ausgleichsflächen:
 Die Fläche ist durch Anstau der vorhandenen Gräben zu vernässen.
 Die Stauvorrichtungen in den Gräben werden durchgehend in einem Abstand
 von ca. 12 m ausgeführt.

3. Für die Durchführung der Ausgleichsmaßnahme ist eine ökologische
Baubegleitung notwendig. Vor Baubeginn ist die zuständige Person der Unteren
Naturschutzbehörde zu benennen. Die ökologische Baubegleitung hat eine
Dokumentation nach Beendigung der Baumaßnahme der Unteren
Naturschutzbehörde vorzulegen und bestätigt in einem Bericht die frist- und
sachgerechte Durchführung der Minderungs-, Vermeidungs- und
Ausgleichsmaßnahme bzw. der entsprechenden Festsetzungen. Nach 5 Jahren
ist ein Kontrollbericht durch die ökologische Baubegleitung zu erstellen, in dem die
Wirksamkeit der Maßnahmen beurteilt wird. Der Kontrollbericht ist der Unteren
Naturschutzbehörde vorzulegen. Bei fehlender Wirksamkeit sind entsprechende
Nachbesserungen durchzuführen.

4. Die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahme erfolgt entsprechend den Ausführungen
in der Begründung zur 1. Satzungsänderung.

5. Eine dingliche Sicherung wurde durchgeführt und vor Satzungsbeschluss der
Unteren Naturschutzbehörde vorgelegt.

6. Das anfallende Niederschlagswasser der Dachflächen und der privaten Hof- und
Zufahrtsflächen ist auf dem Baugrundstück möglichst über die belebte
Oberbodenzone zur Versickerung zu bringen, so dass die Filterwirkung des
Mutterbodens zum Tragen kommt. Hierzu ist vorzugsweise eine Mulde entlang der
moorzugewandten Grundstücksseite herzustellen, in die das Niederschlags-
wasser eingeleitet und versickert wird.

 Punktuelle Einleitungen der Niederschlagswasser über Sickerschächte sind nicht
zulässig. Eine Ableitung von Oberflächenwässern auf öffentliche Verkehrsflächen,
Nachbargrundstücke oder in den öffentlichen Schmutzwasserkanal ist unzulässig.

7. Die Versickerung von Niederschlagswässern von Dacheindeckungen aus Kupfer,
Zink oder Blei ist aus Gründen des Grundwasserschutzes ohne Behandlung des
Niederschlagswassers nicht zulässig.

 Es ist eigenverantwortlich zu prüfen, inwieweit bei der Beseitigung von
 Niederschlagswasser eine genehmigungsfreie Versickerung bzw.

Gewässereinleitung vorliegt. Die Vorgaben der Niederschlagswasserfrei-
 stellungsverordnung (NWFreiV) und der technischen Regeln zum schadlosen

Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in oberirdische Gewässer
(TRENOG) bzw. in das Grundwasser (TRENGW) sind einzuhalten.

 Gegebenenfalls ist eine wasserrechtliche Genehmigung mit entsprechenden
Unterlagen zu beantragen. Bei der Beseitigung von Niederschlagswasser von
Dach-, Hof- und Verkehrsflächen sind dann die Anforderungen der ATV-
Merkblätter A138 und M153 einzuhalten.

Textliche Festsetzungen und Hinweise

8. Sollen Kellergeschosse errichtet werden, ist durch ein Bodengutachten
 nachzuweisen, dass die den Grundwasserkörper des Moores stauende
 wasserundurchlässige Seetonschicht weder durch das Kellergeschoss noch durch

die Gründung durchstoßen wird.
 Das Bodengutachten ist Bestandteil der Bauvorlagen.

9. Ablagerung jeglichen Materials, insbesondere Gartenabfälle im
 Moorbereich sind zu unterlassen.

Hinweise

1. Bei Starkregenereignissen besteht die Gefahr von Überflutungen durch
Oberflächenwasser bzw. ansteigendes Grundwasser. Es wird empfohlen,

 eingenverantwortlich Schutzmaßnahmen dagegen vorzunehmen.

2. Zwischen dem Baumbestand benachbarter Grundstücke und dauerhaft bewohnten
Gebäuden soll ein Abstand von 20m eingehalten werden. Kann dieser Abstand
nicht eingehalten werden, sollte zugunsten des benachbarten Waldbesitzers eine
Haftungsausschlusserklärung für Sachschäden abgegeben werden, welche einer
dinglichen Sicherung bedarf.

3. Mutterboden, der bei Errichtung und Änderung baulicher Anlagen ausgehoben
wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vergeudung und Vernichtung
zu schützen.

4. Bodenverunreinigungen können direkte negative Auswirkungen auf Mensch,
Pflanze, Grundwasser und Gewässer haben und müssen ggf. auch bezüglich der
Planung der Niederschlagswasserentsorgung im Falle der Versickerung
berücksichtigt werden.

 Weiterhin können anthropogene Auffüllungen, z.B. mit Bauschutt, belastetem
Aushub etc., zu erheblichen Entsorgungskosten bei Baumaßnahmen führen.

 Bei der Niederschlagswasserbeseitigung ist zu berücksichtigen, dass in einem mit
Bauschutt verfüllten Bereich nicht versickert werden darf. 
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